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Aktuelle Stunde 
 
auf Antrag 
der Fraktion der SPD  
 
 
Auch der Kreis Kleve ist raus: Wie geht es weiter nach der vorerst gescheiterten 
Nationalparksuche? 
 
 
Die Bürgerinnen und Bürger im Kreis Kleve haben sich gegen einen Nationalpark Reichswald 
entschieden. Das Ergebnis des Bürgerentscheids liegt seit Sonntag, 15. Dezember vor. Dabei 
hat sich eine Mehrheit von 52,7 Prozent gegen eine Bewerbung um einen Nationalpark 
entschieden.1 Damit ist die letzte verbliebene Region ausgeschieden, die sich seit Beginn des 
Suchverfahrens für einen zweiten Nationalpark im September 2023 tatsächlich mit der 
möglichen Ausweisung eines solchen Gebiets befasst hat. Damals hatten 
Wirtschaftsministerin Mona Neubaur, Umweltminister Oliver Krischer und 
Landwirtschaftsministerin Silke Gorißen den Findungsprozess gestartet und verschiedene 
Gebiete für einen Nationalpark mit einer Landkarte ins Spiel gebracht.2  
 
Mit der Entscheidung im Kreis Kleve ergeben sich nun ganz aktuell drei Problemstellungen, 
die akut im Landtag zu erörtern sind: 
 
Erstens: Für die Stärkung der Biodiversität in Nordrhein-Westfalen wäre ein zweiter 
Nationalpark für Nordrhein-Westfalen ein echtes Pfund. Die Landesregierung muss erklären, 
ob sie daher die mögliche Ausweisung eines zweiten Nationalparks in dieser Legislatur 
weiterverfolgt. Können interessierte Regionen sich also weiter ins Spiel bringen und wie sieht 
ein möglicher Beteiligungsprozess aus? Oder sind andersherum mit der vorliegenden 
Entscheidung alle Optionen für einen zweiten Nationalpark in der laufenden Legislaturperiode 
vom Tisch? Gerade vor dem Hintergrund des gegensätzlichen Engagements, das Mitglieder 
der Landesregierung für die Ausweisung eines zweiten Nationalparks gezeigt haben, ist hier 
nun eine eindeutige Leitlinie notwendig.  
 
Zweitens: Für die möglichen Nationalpark-Regionen Reichswald, Hürtgenwald, Ebbegebirge 
und Rothaarkamm hat der Landesbetrieb Wald und Holz Vorverträge für die Ausweisung von 
Windkraftanlagen geschlossen.3 Inzwischen ist klar, dass die Landesregierung in Zukunft 
Erlöse durch Windkraft auf Flächen des Landesbetriebs von circa 6,5 Millionen Euro jährlich 
kalkuliert.4 Allein 3,1 Millionen Euro sollen es im Reichswald sein. Bei einem Jahresdefizit von 
5,88 Millionen Euro im Jahr 2023 und sinkenden Einnahmen durch Holzverkäufe ist die 

 
1 https://www.kreis-kleve.de/buergerentscheid-zu-moeglichem-nationalpark-reichswald-kreis-klever-
stimmen-gegen-eine-bewerbung 
2 https://nationalpark.nrw.de/prozessstart 
3 Siehe Antwort auf Kleine Anfrage 3695 
4 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV18-3303.pdf 
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Windkraft somit der rettende Anker für den Landesbetrieb „Wald und Holz“.5 Sollte Wald und 
Holz diese Optionen nun ziehen, schafft die Landesregierung Fakten in einzelnen Regionen – 
Fakten, die einzelne Nationalpark-Ausweisungen weit über diese Legislaturperiode 
erschweren. Denn Windkraftanlagen sind ein K.-o.-Kriterium für die Ausweisung eines 
Nationalparks. Es ist daher rasch zu klären, wie die Landesregierung in der Windkraftplanung 
mit diesem Spannungsfeld umgeht. 
 
Drittens: Die Ausweisung eines Nationalparks ist ganz fraglos ein enormes Projekt. Daher 
müssen aus den Erfahrungen nun ebenso fraglos Ableitungen für künftige vergleichbare 
Vorhaben getroffen werden. Gleichzeitig muss eine mögliche Nationalpark-Ausweisung im 
Kontext weiterer umweltpolitischer Vorhaben betrachtet werden. Die EU will bis 2030 30 
Prozent der Flächen unter Schutz stellen. Dazu muss auch Deutschland und damit auch 
Nordrhein-Westfalen einen Beitrag lassen. Ausweislich der Antwort auf die Große Anfrage zur 
Bodenpolitik hat NRW bislang Schutzflächen gemeldet, die einem Anteil von 12,2 Prozent an 
der Landesfläche entsprechen.6 Selbst wenn NRW durch weitergehende Ausweisungen in 
anderen Bereichen nicht die vollen 30 Prozent erfüllen muss, wird absehbar noch 
Nachholbedarf entstehen. Hier wäre ein zweiter Nationalpark ein umfassender Zugewinn. 
Daher ist ebenso zu erörtern, wie die weitere Ausweisung von Schutzflächen ohne zweiten 
Nationalpark effektiv vorangetrieben und letztlich erreicht werden kann. Dass eine 
entsprechende Notwendigkeit besteht, hat zuletzt auch die Fraktionsvorsitzende der Grünen 
im Landtag NRW, Verena Schäffer, im Interview mit der Rheinischen Post dargelegt: „Wir 
brauchen mehr Natur- und Artenschutz, wir kommen nicht drum herum. Das ist nicht „nice to 
have“.“7 
 
Die Fülle an Themen und zu klärenden Fragen, die sich durch das Abstimmungsergebnis im 
Kreis Kleve ergeben, sind zeitnah im Landtag zu diskutieren. Die Nationalpark-Suche bewegt 
viele Menschen in NRW und hat teils kontroverse Debatten ausgelöst. Nun ist es daher von 
enormem parlamentarischem und öffentlichem Interesse, in einer Aktuellen Stunde zu 
besprechen, wie es nach dem Bürgerentscheid im Kreis Kleve weitergeht. Gerade mit Blick 
auf die teils hitzigen Debatten in den Regionen und die Zehntausenden, die sich nicht nur im 
Kreis Kleve intensiv mit dem Für und Wider eines Nationalparks befasst haben, ist nun 
umgehend Klarheit geboten. 
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5 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV18-2821.pdf  
6 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-9651.pdf 
7 Vgl. Rheinische Post vom 11. Dezember 2024 
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